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Drucksache 1143 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes gegen Volks Verhetzung 

— Drucksache 918 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes gegen Volksverhetzung Entwurf eines Gesetzes gegen Volksverhetzung 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: schlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Strafgesetzbuchs 

§ 130 des Strafgesetzbuchs erhält folgende Fas- 
sung: 

„§ 130 

Wer in einer den öffentlichen Frieden gefährden- 
den Weise 

1. zum Haß gegen eine nationale, rassische, reli- 
giöse oder durch ihr Volkstum bestimmte 
Gruppe aufstachelt, sie beschimpft oder bös- 
willig verächtlich macht oder 


2. wider besseres Wissen verunglimpfende Be- 
hauptungen tatsächlicher Art über sie aufstellt 
oder verbreitet, 

wird mit Gefängnis nicht unter drei Monaten be- 
straft. Daneben kann auf Geldstrafe erkannt wer- 
den." 

Artikel 2 

Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Aufhebung eines Landesgesetzes 

Das bayerische Gesetz Nr. 14 gegen Rassenwahn 
und Völkerhaß vom 13. März 1946 (Bayerisches Ge- 
setz- und Verordnungsblatt S. 134) wird aufge- 
hoben. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Artikel 1 

Änderung des Strafgesetzbuchs 

§ 130 des Strafgesetzbuchs erhält folgende Fas- 
sung: 

„§ 130 

Wer in einer Weise, die geeignet ist, den öffent- 
lichen Frieden zu stören, 

1. zum Haß gegen andere aufstachelt, die er als 
nationale, rassische, religiöse oder durch ihr 
Volkstum bestimmte Gruppe treffen will, 

la. sie beschimpft oder böswillig verächtlich 
macht oder 

2. unverändert 

wird mit Gefängnis nicht unter drei Monaten be- 
straft. Daneben kann auf Geldstrafe erkannt wer- 
den." 

Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 

Aufhebung eines Landesgesetzes 

Das bayerische Gesetz Nr. 14 gegen Rassenwahn 
und Völkorhaß vom 13. März 1946 (Bereinigte 
Sammlung des bayerischen Landesrecht III S. 149) 
wird aufgehoben. 

Artikel 4 

' unverändert 
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